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Betreff:  Entwurf eines Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetzes – Inneres 
 

Das Präsidium des Asylgerichtshofes nimmt – in Vorbereitung und mit besonderem 

Augenmerk auf die Einrichtung des Bundesverwaltungsgerichtes – zum Begutachtungs-

entwurf vom 23.01.2013, GZ. BMI-LR1300/0052-III/1/2012, eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, das Bundes-Gemeinde-

aufsichtsgesetz, das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz, das 

EU-Polizeikooperationsgesetz, das Kriegsmaterialgesetz, das Luftfahrtsicherheits-

gesetz 2011, das Meldegesetz 1991, das Passgesetz 1992, das Personenstands-

gesetz 2013, das Polizeibefugnis-Entschädigungsgesetz, das Polizeikooperationsgesetz, 

das Pyrotechnikgesetz 2010, das Sicherheitspolizeigesetz, das Sprengmittelgesetz 2010, 

das Staatsgrenzgesetz, das Strafregistergesetz 1968, das Vereinsgesetz 2002, das 

Versammlungsgesetz 1953, das Waffengesetz 1996, das Wappengesetz und das Zivil-

dienstgesetz 1986 geändert werden (Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz-

Inneres – VwGAnpG-Inneres), wie folgt Stellung: 

 

__ 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetzes): 

 

Zu § 12 Abs. 5: 

Gemäß dieser Bestimmung soll die Gemeinde berechtigt sein, gegen die 

Aufsichtsbehörde (Landeshauptmann) – statt wie bisher vor dem Verwaltungsgerichtshof 

(Art. 131 und 132 B-VG) und vor dem Verfassungsgerichtshof (Art. 144 B-VG) – nunmehr 

„Beschwerde beim Verwaltungsgericht (Artikel 130 B-VG), Revision beim 

Verwaltungsgerichtshof (Artikel 133 B-VG) und Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof 

(Artikel 144 B-VG)“ zu führen. 

 

Obwohl aufgrund des Regelungsinhalts hier wohl nur das (jeweils zuständige) 

Landesverwaltungsgericht gemeint sein kann, wird im Interesse der Verfahrensökonomie 

und zur Vermeidung von Kompetenzkonflikten dringend angeregt, die Zuständigkeit des 

Bundesverwaltungsgerichtes oder der Landesverwaltungsgerichte ausdrücklich zu regeln 

oder dies jedenfalls in den Erläuterungen klarzustellen. 

 

Zu § 13: 

Der letzte Satz dieser Bestimmung, in welchem das Berufungsrecht gegen eine Entschei-

dung des Landeshauptmannes an das Bundesministerium für Inneres normiert wird, wäre 

im Sinne der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 ebenfalls zu novellieren. 

 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes): 

 

Angemerkt wird, dass sowohl das Bundesverwaltungsgericht als auch die 

Landesverwaltungsgerichte als Beschwerdeinstanz in Administrativverfahren nach diesem 

Bundesgesetz in Betracht kommen; es wird vorgeschlagen, eine einheitliche Zuständigkeit 

für Beschwerden hinsichtlich der Administrativverfahren nach diesem Bundesgesetz in 

Betracht zu ziehen. 

 

Zu Artikel 4 (Änderung des EU – Polizeikooperationsgesetzes): 

 

Angemerkt wird, dass in den §§ 14 und 26 der Begriff „Datenschutzkommission“ durch 

„Datenschutzbehörde“ zu ersetzen wäre (vgl. auch Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Datenschutzgesetz 2000 geändert werden soll). 
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Zu Artikel 5 (Änderung des Kriegsmaterialgesetzes): 

 

Angemerkt wird, dass in gegenständlichem Gesetz ebenso Verwaltungsstrafverfahren 

vorgesehen sind, für die dann die jeweils örtlich zuständige BVB bzw. LPD in erster 

Instanz zuständig wäre. 

Im Interesse der Verfahrensökonomie und zur Vermeidung von Kompetenzkonflikten wird 

dringend angeregt, die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes oder der 

Landesverwaltungsgerichte ausdrücklich zu regeln oder dies jedenfalls in den 

Erläuterungen klarzustellen. 

 

Zu Artikel 15 (Änderung des Staatsgrenzgesetzes): 

 

Fraglich erscheint im vorliegenden Zusammenhang, ob eine Zuständigkeit des 

Bundesverwaltungsgerichtes bezüglich Beschwerden gegen durch Organe des 

Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen im Rahmen dieses Bundesgesetzes 

gesetzte Akte unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt besteht 

bzw. wäre klarzustellen, dass auch diesbezüglich eine Zuständigkeit des 

Landesverwaltungsgerichtes gegeben ist. 

 
 
Diese Stellungnahme wurde auf elektronischem Weg auch dem Präsidium des 

Nationalrates zugeleitet. 

 

22. Februar 2013 
Der Präsident 

Perl 
 
 
 
Elektronisch gefertigt 
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